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Nationalsozialismus 

„Der Schwachsinn überhaupt 
(muß) ausgemerzt werden“
Die Rolle schleswig-holsteinischer Ärzte bei der Zwangssterilisation im Natio-
nalsozialismus
Das ideologische Gedankengut und die Vorge-
schichte der nationalsozialistischen Rassenhygi-
ene können hier nur angedeutet werden. Arbeiten 
von Charles Darwin (1809-1882),1 Ernst Haeckel 
(1834-1919), Francis Galton (1822-1911) u.a. legten 
die Grundlagen. Der Münchener Psychiater Emil 
Kraepelin (1856-1926) verband die psychischen 
Krankheiten mit der Entartungstheorie: Soziale Un-
tauglichkeit und anlagebedingte psychopathische 
Minderwertigkeit seien identisch und führten zur Ent-
artung des Volkes.2 Alfred Ploetz (1860-1940) und 
Wilhelm Schallmayer (1857-1919) prägten 1895 den 
Begriff der Rassenhygiene. Das Interesse von Ploetz 
war es, Deutschland zur Reinheit der Rasse zurück-
zuführen. Ohne „rücksichtslose Rassenhygiene“ 
werde man um die Zukunft „unserer Rasse“ fürch-
ten müssen. Deswegen sei Rassenhygiene eine un-
bedingte Notwendigkeit; sie sei „die Lehre von den 
Bedingungen der optimalen Erhaltung und Vervoll-
kommnung“ der menschlichen Rasse. Rassenhy-
giene meint nach Ploetz das „Bestreben, die Gat-
tung gesund zu erhalten und ihre Anlagen zu vervoll-
kommnen.“3 
Wenige Jahre vor Ausbruch des 1. Weltkrieges be-
gann in Deutschland eine intensiver werdende Dis-
kussion über die Gründe der ständigen Abnahme 
der Geburtenzahlen. Als Ursachen wurden die „um 
sich greifende materialistische Lebensauffassung 
und die Rationalisierung des Sexuallebens“ sowie 
die Verbreitung und Anpreisung empfängnisverhü-
tender Mittel festgestellt.4 Die politische Diskussion 
der Bevölkerungsfrage bewegte sich in den Folge-
jahren zwischen zwei Extremen. Auf der einen Sei-
te sollten die Geburtenzahlen um jeden Preis erhöht 
werden (vertreten durch die 1915 gegründete „Deut-
sche Gesellschaft für Bevölkerungspolitik“), auf der 
anderen Seite wurde die Wahrung und Mehrung der 
„wertvollen“ Erbanlagen als oberste Aufgabe gese-
hen (vertreten durch die Rassenhygieniker mit ih-
rer „Gesellschaft für Rassenhygiene“ u.a.); es ging 

also im Kern um die Grundsatzdiskussion zwischen 
quantitativer und qualitativer Bevölkerungspolitik.5 
Der 1923 gegründete, zunächst an einer quantitati-
ven Bevölkerungspolitik orientierte „Reichsbund der 
Kinderreichen Deutschlands zum Schutze der Fami-
lie“ näherte sich Anfang der dreißiger Jahre den Ras-
sehygienikern mehr und mehr an.

Lösung sozialer und finanzieller  
Probleme durch Zwangssterilisation 
Deren Vorstellungen von künstlicher Zuchtwahl, 
Ausmerzung des Minderwertigen und Auslese hat-
ten sich bald weit verbreitet und wurden bei einer 
großen Zahl deutscher Ärzte konsensfähig. Für die 
Lösung der sozialen Probleme bot sich die gerade 
auch unter dem Aspekt der Kostenersparnis disku-
tierte „Sterilisierung aus eugenischer Indikation“ an.6 
Noch vor der NS-Zeit kam es anhand einer im Janu-
ar 1932 erarbeiteten Stellungnahme zur Eugenik zu 
Vorgaben im Preußischen Staatsrat mit der Maßga-
be, dass „mit möglichster Beschleunigung die [...] für 
die Pflege und Förderung der geistig und körperlich 
Minderwertigen anzuwendenden Kosten auf dasje-
nige Maß herabgesenkt werden, das von einem völ-
lig verarmten Volk noch getragen werden kann“.7 Hu-
manitäre Aspekte waren gegenüber ökonomischen 
Überlegungen völlig in den Hintergrund getreten. 
Der Preußische Landesgesundheitsbeirat stellte am 
2. Juli 1932 die Weichen für eine rassenhygienische 
Sozial- und Bevölkerungspolitik.8 Dies alles geschah 
noch im sozialdemokratisch regierten Preußen vor 
dem „Preußenschlag“ am 20. Juli 1932, mit dem die 
preußische Regierung durch einen Reichskommis-
sar des rechtskonservativen Reichskanzlers von Pa-
pen ersetzt wurde. Das „Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses“ (GzVeN) lag also bereits als 
preußisches Schubladengesetz noch vor der Macht-
übernahme durch die Nationalsozialisten vor, ohne 
dass jedoch eine rechtlich fragwürdige Sterilisation 
gegen den Willen der Betroffenen vorgesehen war. 
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Auch in der schleswig-holsteinischen Ärzteschaft 
fand eine Diskussion um die Bevölkerungspolitik 
statt. Besonders die Kieler Medizinalräte, Kreisarzt 
Robert Engelsmann und der Leiter des Kieler Ge-
sundheitsamtes, Stadtmedizinalrat Franz Klose, wie 
auch die Vertreter der Kieler Medizinischen Fakultät, 
Georg Stertz (Psychiatrie), Alfred Schittenhelm (In-
nere Medizin), Willy Anschütz (Chirurgie) und Robert 
Schröder (Frauenheilkunde), hatten sich bereits ver-
schiedentlich in die Diskussion eingebracht.9 Strit-
tig blieb bei ansonsten weitgehendem Konsens die 
Frage, ob eine Sterilisation „Minderwertiger“ nur auf 
freiwilliger Basis oder auch unter Anwendung von 
staatlichem Zwang erfolgen sollte. Klose hatte üb-
rigens in Kiel in den Jahren 1929 bis 1932 bereits 
ohne gesetzliche Grundlage 21 Sterilisierungen mit 
- wie auch immer erwirkter - Einwilligung der Frau-
en durch den Direktor der Kieler Universitätsfrauen-
klinik, Schröder, vornehmen lassen, offenbar ohne 
dass dieser in der Illegitimität des Vorgehens Prob-
leme gesehen hätte. Die Indikationsstellung erfolgte 
nicht nach ärztlichen Gesichtspunkten, sondern aus 
der Sicht des Sozial- und Rassehygienikers. Bei den 
Frauen soll es sich um „dem Pflegeamt oder dem Ju-
gendamt als asoziale Elemente“ bekannt geworde-
ne Personen gehandelt haben, „die, unfähig für ihre 
Kinder zu sorgen, immer neue Kinder zu Lasten der 
Allgemeinheit in die Welt setzten“.10

Im Kieler Ärzteverein war am 10. Februar 1933 die 
Vorlage des preußischen Landesgesundheitsbei-
rates beraten und ein Änderungsvorschlag von En-
gelsmann angenommen worden, mit dem abwei-
chend vom Entwurf des Landesgesundheitsbeirates 
die Zwangssterilisation gefordert wurde.11 Die Ärzte-
kammer-Versammlung schloss sich in ihrer letzten 
freien Sitzung am 8. März 1933 im Beisein von Ver-
tretern der Medizinischen Fakultät Kiel an, sie folgte 
dem Ärzteverein in der Forderung nach Verankerung 
der Zwangssterilisation im Entwurf des preußischen 
Sterilisationsgesetzes.12,13 Vereinzelt gab es jedoch 
auch Stimmen, die anzweifelten, dass der Stand der 
Wissenschaft schon ausreiche, um derart weitge-
hend in die Persönlichkeit eingreifende Maßnahmen 
wie die Sterilisationen mit gutem Gewissen vorneh-
men zu können.14

Das Gesetz zur Verhinderung  
erbkranken Nachwuchses (GzVeN)
Das am 14. Juli 1933 verabschiedete GzVeN ermög-
lichte die Zwangssterilisation bei „angeborenem 

Schwachsinn, Schizophrenie, manisch-depressivem 
Irresein, erblicher Fallsucht, erblichem Veitstanz, 
erblicher Blindheit bzw. Taubheit, schwerer körper-
licher Missbildung und schweren Alkoholismus“. An-
tragsberechtigt sollte das Opfer, also derjenige, der 
unfruchtbar gemacht werden sollte, bzw. in gege-
benen Fällen der gesetzliche Vertreter oder der be-
amtete Arzt sein. War die infrage kommende Person 
Insasse einer Kranken-, Heil-, Pflege- oder Strafan-
stalt, konnte der Antrag auch vom Anstaltsleiter ge-
stellt werden. Entschieden wurde von einem bei ei-
nem Amtsgericht angesiedelten Erbgesundheitsge-
richt, besetzt mit dem Amtsrichter als Vorsitzendem, 
einem beamteten Arzt und einem weiteren „mit der 
Erbgesundheitslehre besonders vertrauten Arzt“. 
Als Beschwerdeinstanz war für Schleswig-Holstein 
ein Erbgesundheitsobergericht in Kiel vorgesehen. 
Das Verfahren vor dem Erbgesundheitsgericht war 
nicht öffentlich, die als Zeugen oder Sachverständi-
ge geladenen Ärzte waren ohne Rücksicht auf ihre 

Robert Schröder (Quelle: Kästner, Ingrid, Thom, 
Achim, 575 Jahre Medizinische Fakultät der Univer-
sität Leipzig, Leipzig 1990, Seite 236)
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Schweigepflicht zur Aussage verpflichtet. In § 12 
waren auch die Grundlagen für die Ausübung von 
Zwang festgelegt: „Hat das Gericht die Unfruchtbar-
machung endgültig beschlossen, so ist sie auch ge-
gen den Willen des Unfruchtbarzumachenden aus-
zuführen, sofern nicht dieser allein den Antrag ge-
stellt hat. Der beamtete Arzt hat bei der Polizeibe-
hörde die erforderlichen Maßnahmen zu beantra-
gen. Soweit andere Maßnahmen nicht ausreichen, 
ist die Anwendung unmittelbaren Zwanges zuläs-
sig.“ Das GzVeN schloss Personen als Richter oder 
ärztliche Beisitzer im Erbgesundheitsverfahren aus, 
wenn sie in einer früheren Phase des Verfahrens be-
reits beteiligt gewesen waren. So war z.B. ein beam-
teter Arzt, der den Antrag gestellt hatte, von der Mit-
wirkung an der Entscheidung ausgeschlossen. Der 
Eingriff durfte auch nicht von einem Arzt vorgenom-
men werden, der den Antrag gestellt oder in dem 
Verfahren als Beisitzer mitgewirkt hatte.15 Erweckt 
das Gesetz oberflächlich betrachtet noch den Ein-
druck, dass auch bei den Betroffenen noch einige 
Rechte, wie z.B. das Recht zur Antragstellung oder 
das Widerspruchsrecht bestanden und dass ein 
geordnetes Gerichtsverfahren möglich sein könn-
te, sieht das im Lichte der Ausführungsverordnung 
zum GzVeN vom 5. Dezember 1933 schon deutlich 
anders aus: Den Ärzten wurde zur Pflicht gemacht, 
„erbkranke“ oder an schwerem Alkoholismus leiden-
de Personen bei Androhung einer Geldstrafe im Un-
terlassungsfall beim zuständigen Amtsarzt zu mel-
den. War der Eingriff nach Ablauf der Frist von zwei 
Wochen nach der Entscheidung nicht erfolgt, soll-
te die betroffene Person mithilfe der Polizeibehörde, 
nötigenfalls unter Anwendung unmittelbaren Zwan-
ges vorgeführt werden. Mit der Ausführungsbestim-
mung wurde der Anschein der Freiwilligkeit, den das 
Gesetz auf den ersten Blick noch vermittelte, auf-
gehoben. In Artikel 3 Absatz 4 der Ausführungsbe-
stimmungen hieß es: „Hält der beamtete Arzt die Un-
fruchtbarmachung für geboten, so soll er dahin wir-
ken, daß der Unfruchtbarzumachende selbst oder 
sein gesetzlicher Vertreter einen Antrag stellt. Unter-
bleibt dies, so hat er selbst den Antrag zu stellen.“16 
Das hieß im Klartext: Ließ sich der vom Amtsarzt als 
erbkrank Erkannte nicht zum Antrag auf Sterilisation 
überreden, stellte der Amtsarzt den Antrag. Von Frei-
willigkeit konnte also schon nach den gesetzlichen 
Bestimmungen keine Rede sein. Ähnlich war es mit 
dem Widerspruchsrecht: Klose berichtet von einer 
Beschleunigung des Verfahrens dadurch, dass vom 

Antragsteller bereits dem Antrag eine Verzichtser-
klärung auf das ihm gesetzlich zustehende Rechts-
mittel der Beschwerde beigefügt wird, geht in die-
sem Zusammenhang auch auf die rechtliche Frag-
würdigkeit einer solchen Erklärung ein, hält sie zur 
Beschleunigung des Verfahrens jedoch für „unend-
lich wichtig“.17 Die 3. Verordnung zur Durchführung 
der GzVeN vom 25. Februar 193518 stellte dann auch 
noch den ohnehin großen Einfluss der NS-Administ-
ration auf die Benennung der ärztlichen Beisitzer si-
cher. Die Ärzte durften nur noch auf Vorschlag der 
höheren Verwaltungsbehörden berufen werden. Da-
mit wurde sichergestellt, dass nur Ärzte, die die Ziele 
der NS-Rassenhygiene bejahten, in Erbgesundheits-
gerichten tätig werden konnten.

Die Arbeit des Erbgesundheits- 
gerichtes Kiel
Auf das Antragsverfahren soll hier nicht eingegan-
gen werden.19 Schaltstellen waren die Kreisgesund-
heitsämter. Meldungen erfolgten von angestellten 
und beamteten Ärzten der Gesundheitsfürsorge, der 
Gesundheitsämter, der Wehrmacht, der Kranken-
häuser sowie durch niedergelassene Ärzte.20 Ob-
wohl eine hohe Bindung niedergelassener Ärzte an 
die NSDAP und ihre Untergliederungen vorhanden 
war, bestand in dieser Arztgruppe keine große Nei-
gung, eigene Patienten dem Amtsarzt zu melden, 
wobei die Allgemeinärzte sich noch zurückhaltender 
zeigten als die Spezialisten. Ideologische Momente 
traten gegenüber gesellschaftlichen, ökonomischen 
und berufsethischen Faktoren zurück. Das gemein-
same Lebensumfeld, die finanzielle Abhängigkeit 
wie auch das in der Regel enge Vertrauensverhältnis 
zu den Patienten standen dem entgegen.21

Das Erbgesundheitsgericht Kiel nahm seine Tätigkeit 
am 5. März 1934 auf. Unter dem Vorsitz von Amts-
richter Dr. Franzen war mit dem beamteten Arzt Klo-
se (seine Vertreter waren der Gerichtsmediziner Prof. 
Dr. Ziemke bzw. Kloses Kollege Engelsmann) sowie 
dem „anderen approbierten Arzt“ der Anthropologe 
PD Dr. Löffler (mit den Vertretern Stadtarzt Dr. Wei-
se bzw. dem niedergelassenen Arzt Dr. Hadenfeldt) 
beauftragt. Löffler, habilitierter Assistent im Anth-
ropologischen Institut der Universität, war nur kurz 
im Erbgesundheitsgericht Kiel tätig, da er einen Ruf 
auf den Lehrstuhl für Rassenhygiene nach Königs-
berg erhielt. Er war im Herbst 1932 aus tiefer Über-
zeugung Mitglied der NSDAP geworden, war NS-Do-
zentenführer der Universität, zusammen mit den Stu-
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denten und anderen Assistenten wesentlicher Motor 
der „nationalen Revolution“ im Frühjahr und Sommer 
1933 an der Universität und glühender Verfechter der 
Rassehygiene und der Zwangssterilisation. Ähnlich 
wie Klose drängte es ihn, seine ersten Erfahrungen 
der Öffentlichkeit mitzuteilen.22 Von den zwischen 5. 
und 27. März beschlossenen 55 „Unfruchtbarkeits-
machungen“ erging die Entscheidung in 30 „Fällen“ 
wegen „angeborenen Schwachsinns“, in elf „Fällen“ 
wegen Schizophrenie, in zehn wegen Epilepsie so-
wie in vier Fällen wegen schwerem Alkoholismus. Die 
mitgeteilte Kasuistik zu den Patienten lässt selbst in 
dieser Anfangsphase der Durchführung des GzVeN 
schon erhebliche Zweifel an der Einstufung der Indi-
kationen zur Sterilisation als „Erbkrankheit“ zu. Klo-
se setzt sich in seinem Beitrag im „Erbarzt“ anhand 
von Zahlen (5. März bis 22. Juni 1934: 244 Anträge 
sowie 244 Entscheidungen auf Sterilisierung, keine 
Ablehnung!) inhaltlich mit der Frage der Freiwillig-
keit auseinander und versucht bei einigen Betroffe-
nen, den Beweis der Erblichkeit des Schwachsinns 
zu führen. Er begrüßt die mit 72,5 Prozent hohe Zahl 
der „freiwilligen“ Anträge, hinterfragt aber nicht das 
Zustandekommen der Freiwilligkeit bei den 53,7 Pro-
zent, die selbst einen Antrag gestellt hatten (immer-
hin handelte es sich hier um teilweise leicht beein-
flussbare, in der Intelligenz geminderte, sozial dis-
kriminierte Personen sowie um psychisch Kranke) 
sowie bei den 18,8 Prozent, für die ein Antrag vom 
Vormund, Pfleger etc. gestellt wurde. Schon das Zu-
sammenziehen beider Zahlen zur Kategorie „freiwil-
lige Anträge“ lässt die Absicht erkennen, die offen-
kundigen Schwächen des GzVeN herunterzuspie-
len.23 Bei Patienten mit psychiatrischen Erkrankun-
gen wurden zwar regelmäßig Gutachten von der Uni-
versitätsnervenklinik eingeholt, was bei der großen 
Zahl zu einer großen Belastung der (wenigen) As-
sistenten der Kieler Nervenklinik führte. Auch wurde 
die Krankenakte erbeten.24 Die Zeit für jede einzelne 
Entscheidung war aber mit 15 Minuten unangemes-
sen angesichts der Fülle des zu prüfenden Materials 
pro vermeintlich „Erbkrankem“ und angesichts der 
Folgen der Entscheidung für die Betroffenen; auch 
waren die Beisitzer, die ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
neben ihrem eigentlichen Beruf ausübten, schlicht-
weg durch die schiere Masse in ihrer Leistungsfähig-
keit überfordert.25 Die hohe Zahl der entschiedenen 
Anträge wie auch die geringe Zahl der Ablehnungen 
lässt vermuten, dass die Entscheidungen in der Re-
gel mehr mit dem Ziel einer schnellen Entscheidung 

im Zweifel für die Durchführung einer Sterilisation 
als patientenbezogen ergangen sind. Dies mag der 
Grund dafür sein, dass sowohl Löffler als auch Klo-
se sich bemühten, die Qualität der Entscheidungs-
findung des Erbgesundheitsgerichtes herauszustel-
len. Die Statistik des Erbgesundheitsgerichtes Kiel 
(drei weitere Gerichte gab es noch nördlich der Elbe 
in Lübeck, Flensburg und Altona26) für 1934 berich-
tet von insgesamt 908 Anträgen, davon 426 Männer 
und 482 Frauen. Abgelehnt wurden 27, eine sonstige 
Erledigung ergab sich bei 13 Fällen. Für 758 Perso-
nen, 353 Männer und 405 Frauen, wurde eine Steri-
lisierung angeordnet, die fehlende Zahl wurde nicht 
erklärt, es dürfte sich um schwebende Verfahren ge-
handelt haben.27 Für die ca. 1.000 Anträge, die vom 
1. März 1934 bis zum 14. März 1935 verhandelt wur-
den, wurden 45 Sitzungen des Erbgesundheitsge-
richtetes benötigt, d.h. pro Sitzung wurden ca. 20 
Anträge entschieden.28 Für 1935 berichtete der Vor-
sitzende des Erbgesundheitsgerichtes Kiel an den 
Kieler Landgerichtspräsidenten, dass bis zum Zeit-
punkt seines Schreibens, dem 14. November 1935, 
892 Anträge gestellt und 572 Beschlüsse gefasst 
worden waren. In 45 Fällen war es zu Beschwerden 
beim Erbgesundheitsobergericht gekommen, 28 
wurden zurückgewiesen, fünf abgeändert, zwölf wa-
ren noch schwebend.29 

Die Durchführung der Eingriffe zur 
(Zwangs-)Sterilisation in Kiel
Für die Durchführung der Eingriffe hatte die Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein 1935 ein Verzeichnis 
sämtlicher Krankenhäuser, die für Sterilisationen in-
frage kamen erstellt. In Kiel waren es neben den bei-
den Universitätskliniken das DRK-Anscharkranken-
haus sowie die Privatkliniken Dr. Lubinus (Chirurgie), 
Dr. Rehr (Chirurgie), Dr. Demme (Frauen), Dr. Ko-
reuber (Frauen) und Dr. Robert (Frauen).30 Die Ste-
rilisationen erfolgten fast immer operativ. Während 
bei den Männern nur ein kleiner Eingriff, die Durch-
trennung des Samenstranges nach einem Leisten-
schnitt, erforderlich war, erfolgte bei den Frauen 
eine Quetschung, Durchtrennung oder teilweise Re-
sektion des Eileiters. Der operative Eingriff, bei dem 
der Zugang meist durch einen Bauchdeckenschnitt, 
über den Leistenkanal oder selten die Scheide er-
folgte, war deutlich größer und beinhaltete nicht sel-
ten Risiken und unerwünschte Folgen. Folgende 
Zahlen geben ein Beispiel für die Größenordnungen: 
Im Jahr 1937 wurden in Schleswig-Holstein 1.193 
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Patienten, davon 613 Männer und 580 Frauen ste-
rilisiert, 13 Prozent der Sterilisierungen31, also etwa 
155, wurden in Kiel, davon 97 in der Universitätsfrau-
enklinik durchgeführt.32 
Im Kieler Raum war die Universitätsfrauenklinik do-
minierend. Eine Kieler medizinische Dissertation 
von Jana Piechatzek aus dem Jahr 2009 hat sich 
mit der statistischen Auswertung der in der Univer-
sitätsfrauenklinik noch vorliegenden Krankenun-
terlagen von 536 sterilisierten Frauen von 1932 bis 
1940 mit Schwerpunkt von 1934-1938 befasst.33 
Das Durchschnittsalter der Patientinnen war knapp 
26 Jahre, die jüngste war elf und die älteste 48 Jah-
re alt.34 Die führende Diagnose, die eine Sterilisa-
tion zur Folge hatte, war mit etwa 65 Prozent „an-
geborener Schwachsinn“, gefolgt von Schizophre-
nie mit 11,2 Prozent und „erblicher Fallsucht“ mit elf 
Prozent. Nur bei einer Frau erfolgte nach dieser Ar-
beit die Sterilisation wegen schweren Alkoholismus. 
Knapp neun Prozent der Sterilisationen erfolgten je-
doch, ohne dass in den Unterlagen der Klinik hierfür 
eine dem GzVeN zuzuordnende Diagnose genannt 
war.35 Insgesamt sieben Patientinnen wurden durch 
Röntgenstrahlen sterilisiert, möglicherweise sogar 
kastriert.36 Die Operationen dauerten durchschnitt-
lich eine halbe Stunde.37 Die Verweildauer der Pa-
tientinnen belief sich durchschnittlich auf 14 Tage, 
das Maximum nach Komplikationen auf 66 Tage.38 
Operationsbedingte Todesfälle gab es zwei, mögli-
cherweise drei.39 Der o.g. Dissertation sind nähere 
Angaben zu einer etwas nebulösen, aber schon ein-
deutig interpretierbaren Aussage im Jubiläumsband 
zum 200-jährigen Bestehen der Universitätsfrauen-
klinik leider nicht zu entnehmen. Zitat: „[...] Bei den 
Frauen wurde auch das soziale und sexuelle Verhal-
ten bewertet. Betroffen waren Frauen, die häufig den 
Arbeitsplatz wechselten, die ihre Kinder ohne Mann 
erzogen, die durch individuellen Lebensstil auffie-
len, die sich nicht der nationalsozialistischen Norm 
entsprechend verhielten und deren ‚sexuelles Ver-
halten auffällig’ war. Entsprechend dieser Einstel-
lung wurden sie zwangssterilisiert. Wie in vielen an-
deren Universitätskliniken wurden auch in Kiel die-
se furchtbaren gesetzlichen Vorgaben umgesetzt.“40 
Es waren aber nicht die gesetzlichen Vorgaben, die 
zu diesen vom Erbgesundheitsgericht angeordne-
ten, auch nach dem GzVeN nicht rechtmäßigen Ste-
rilisationen führten, sondern das besonders bei Klo-
se und Engelsmann, aber auch vielen anderen Ärz-
ten vorliegende Verständnis, dass das GzVeN auch 

dazu dienen sollte, „minderwertige“, d.h. sozial be-
nachteiligte Personen zu sterilisieren, die in ihrem 
gesellschaftlichen Verhalten den damaligen Vorstel-
lungen nicht entsprachen und deren Sozialisierung 
Mühe und Kosten zulasten der „Volksgemeinschaft“ 
zur Folge gehabt hätten. Diese Einstellung ebnete 
wenige Jahre später unter dem irreführenden Begriff 
„Euthanasie“ den Weg in einen vieltausendfachen 
Krankenmord.

Die ärztlich-ethische Zulässigkeit der 
Operation
Unter ideologiefreier wissenschaftlicher Sichtwei-
se wäre auch kein wirklich seriöser Wissenschaft-
ler damals in der Lage gewesen, bei den meisten im  
GzVeN genannten Indikationen von einer sicheren 
Erblichkeit zu sprechen. In einem mutigen Beitrag 
hatte sich Otto Aichels41 Schüler Karl Saller, Göttin-
gen, 1933 in der Klinischen Wochenschrift kritisch 
über Feststellungen eines der damaligen Protago-
nisten der Rassenhygiene, Fritz Lenz, geäußert.42 Er, 
der eigentlich die Rassenhygiene und die Ziele des 
Nationalsozialismus befürwortende Anthropologe, 
schrieb, dass praktisch tätige Ärzte den Lenzschen 
Ausführungen verständnislos gegenüberstünden, 
einige seiner Äußerungen seien Auswüchse der Erb-
lichkeits- und Bevölkerungslehre, die „keine sachli-
che Wissenschaft“ mehr seien und über die Verer-
bung bestimmter Merkmale wie Hässlichkeit und 
Schönheit, Mut, Dummheit, Familienzank, unglück-
liche Ehe u.a.m. sei entgegen den Mutmaßungen 
von Lenz nichts Verlässliches bekannt. Und wörtlich: 
„Was hier geboten wird, ist keine sachliche Wissen-
schaft mehr, und ich glaube, es ist ein einfaches Ge-
bot der wissenschaftlichen Selbsterhaltung für die 
Eugeniker, auch ihrerseits von solchen Auswüch-
sen abzurücken und ganz eindeutig zu erklären, daß 
sie mit der Eugenik, die verwirklicht werden soll und 
muss, nichts zu tun haben.“43 Die Antwort von Lenz 
auf den Vorwurf der Unwissenschaftlichkeit ließ an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig: “[...] Es ist (...) 
für die dringenden praktischen Aufgaben der Ras-
senhygiene gar nicht entscheidend, zu wissen, wie 
der spezielle ERB-Gang der einzelnen Anomalien 
und sonstiger Merkmale ist. Ob z.B. der Schwach-
sinn dominant oder recessiv, geschlechtsgebun-
den oder nicht, monomer oder polymer erblich ist, 
ist an sich wissenswert, aber es ändert nichts daran, 
dass der Schwachsinn überhaupt ausgemerzt wer-
den muß.“44
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Gesundheits- und Sozialpolitik

Es war schon anhand des Kieler Zahlenmaterials der 
Jahre 1934/35 darauf hingewiesen worden, dass un-
ter der Diagnose des „angeborenen Schwachsinns“ 
Sterilisationen aus einer im GzVeN nicht vorgese-
henen sozialhygienischen Indikation vorgenommen 
wurden. Zitat Gunter Link, Freiburg, aus dem Jahr 
2002: „Die in der Anwendung des GzVeN gebräuchli-
chen Erbkrankheitsbezeichnungen sind nur bedingt 
mit diesen Begriffen im heutigen Verständnis kom-
patibel. Sie sind ausschließlich vor dem Hintergrund 
der zeitgenössischen Weltanschauung und Rechts-
auffassung angemessen zu interpretieren. Das Er-
stellen einer eugenischen Sterilisationsindikation 
kann keinesfalls als eine medizinische Diagnosestel-
lung im heutigen Sinne begriffen werden. Vielmehr 
handelt es sich um eine ‚sozialbiologische‘ Bewer-
tung der Persönlichkeit, welche die ‚Brauchbarkeit‘ 
und den ‚Nutzen‘ des Betroffenen für die ‚Volksge-
meinschaft‘ zu messen hat.“45 Dies könnte die von 
Piechatzek dargestellte Zunahme der Zahl der sterili-
sierten „schwachsinnigen Frauen“ in den Jahren von 
1935 (55,5 Prozent) über 1936 (56,8) auf 78,4 im Jahr 
1937 und 73,1 im Jahr 1938 erklären.
Bei den Sterilisationen nach dem GzVeN handelte 
es sich oft um vom Erbgesundheitsgericht den Pa-
tienten aufgezwungene Operationen, die von den 
Patienten nicht gewollt waren, widerwillig ertragen 
oder aufgrund begrenzter intellektueller Fähigkeiten 
gar nicht verstanden wurden. Die Ärzte konnten eine 
formale rechtliche Legitimierung für die Durchfüh-
rung der Sterilisation im GzVeN sehen, die Operati-
on durfte nach ärztlicher Berufsethik aber nur bei ei-
nem auch für den Patienten zu erkennenden Nutzen 
und einem zu vernachlässigendem Risiko durchge-
führt werden. Trotz aller Einschränkungen bezüglich 
der Qualität der genutzten Materialien sowie auch 
bezüglich der bei ihnen vorgenommenen manipu-
lativen Eingriffe bzw. Lücken besteht kein Zweifel, 
dass die Ärzte der Universitätsfrauenklinik und mit 
einigen Einschränkungen bezüglich der Beweislage 
auch die Ärzte der Universitätschirurgie und ande-
rer Kieler Kliniken die Sterilisationen der nationalso-
zialistischen Ideologie folgend nicht im Interesse der 
Patienten, sondern in der Regel gegen deren Inter-
esse und häufig auch noch gegen deren Willen vor-
genommen haben. Sie unterwarfen sich den Forde-
rungen der Nationalsozialisten, die Gesundheit des 
Einzelnen zugunsten des Wohls der „Volksgemein-
schaft“ zu gefährden, wenn sie nicht sogar selbst als 
„stramme Nationalsozialisten“ von der Richtigkeit 

des nationalsozialistischen Paradigmenwechsels 
überzeugt waren. Damit sind sie auch hier wissent-
lich oder unwissentlich Werkzeug der Täter gewor-
den und haben gegen die ärztliche Berufsethik ver-
stoßen. In den Kieler Universitätskliniken sind Hun-
derte von ohnehin schon stigmatisierten Patienten 
körperlich geschädigt und mithilfe der rigiden Be-
stimmungen des Erbgesundheitsgesetzes46 um ihre 
durchaus erreichbare bürgerliche Zukunft in geord-
neten Familienverhältnissen gebracht worden. Zwei-
fellos machten sich die in Zwangssterilisationen ein-
gebundenen Ärzte einer ernsten Verletzung ihrer 
ärztlichen Berufspflichten schuldig.47 Darüber hi
naus hat es von den NS-Machthabern wohlwollend 
tolerierte Verstöße selbst gegen die damaligen Ge-
setze durch Inanspruchnahme unzulässig weiter In-
terpretationsspielräume gegeben, da die Handha-
bung des GzVeN durch Amtsärzte und Erbgesund-
heitsgerichte zunehmend willkürlicher erfolgte. Dies 
kann den die Sterilisation durchführenden Ärzten 
nicht verborgen geblieben sein.
Die Zahl der Zwangssterilisierungen ging in Schles-
wig-Holstein in den Jahren 1938 (739) und 1939 
(498) und mehr noch in den Kriegsjahren kontinuier-
lich zurück,48 jedoch wohl kaum wegen der Einsicht 
in die Unrechtmäßigkeit, sondern fraglos wegen der 
durch den Krieg bedingten Notwendigkeiten. In der 
Nachkriegszeit hatten es die Geschädigten schwer, 
Wiedergutmachung zu erlangen. Es sollte über 50 
Jahre dauern, bis der Deutsche Bundestag bereit 
war, 1998 in einem Gesetz die eine Unfruchtbar-
keitsmachung anordnenden Beschlüsse nach dem  
GzVeN aufzuheben.49

Quellen und Literatur beim Verfasser oder im Internet 
unter www.aeksh.de
Dr. med. Karl-Werner Ratschko, MA, Havkamp 23, 
23795 Bad Segeberg
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